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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Nachdem die Mietrechtsrevision im Vorjahr in der Volksabstimmung gescheitert war,
gab der Bundesrat im Dezember eine revidierte Vorlage in die Vernehmlassung;
ausgearbeitet worden war der Entwurf von der Kommission für Wohnungswesen (EKW),
in der Mieter und Hauseigentümer vertreten sind. Die Gesetzesänderung betrifft nur
die Mietzinsgestaltung, die geltenden Kündigungsbestimmungen bleiben unangetastet.
Vorgeschlagen wird ein duales System, bei dem die Vertragsparteien zwischen dem
Indexmodell und der Kostenmiete wählen können: Das Indexmodell koppelt die
Mietzinsen nicht mehr an den Hypothekarzins, sondern an den Landesindex der
Konsumentenpreise (LIK). Mietzinsanpassungen bei Wohnungen sollen jährlich im
Ausmass von 80 Prozent der Teuerung möglich sein – die in der Volksabstimmung
gescheiterte Vorlage ging von 100 Prozent aus. Bei Geschäftsräumen kann der
Vermieter die Teuerung vollumfänglich überwälzen. Andere, über die Teuerung
hinausgehende Erhöhungen sind ausgeschlossen. Um festzustellen, ob ein Zins
missbräuchlich ist, wird auf die Preise für vergleichbare Wohnungen abgestellt; wie die
Vergleichsmieten bestimmt werden, ist noch offen. Die Missbräuchlichkeit der Miete
kann nur zu Vertragsbeginn resp. bei einer Handänderung überprüft werden, nicht
jedoch während der Dauer des Mietverhältnisses. Die Kostenmiete hingegen orientiert
sich am geltenden Recht: Mietzinsanpassungen folgen der Kostenentwicklung, wobei
statt des bisherigen variablen Hypothekarzinses neu ein von der Nationalbank
vierteljährlich zu veröffentlichender Durchschnittssatz zur Anwendung kommt. Für die
Feststellung der Missbräuchlichkeit der Mietpreise ist der «angemessene Ertrag»
massgeblich. Was genau unter einer angemessenen Bruttorendite zu verstehen ist, soll
auf Verordnungsstufe geregelt werden; das Gesetz hält nur die Eckwerte fest. Anders
als bei der Indexmiete kann der Zins nicht nur zu Vertragsbeginn, sondern auch
während der Mietdauer auf seine Missbräuchlichkeit hin überprüft werden, und zwar
nach sieben Jahren. Das zwischen den Vertragsparteien vereinbarte Mietzinsmodell,
Indexmodell oder Kostenmiete, soll für die ganze Dauer des Mietverhältnisses gelten;
liegt keine Vereinbarung zwischen den Parteien vor, gilt das Indexmodell. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende 2005 hatte der Bundesrat eine revidierte Vorlage zur Mietrechtsrevision in die
Vernehmlassung gegeben, welche bei der Mietzinsgestaltung ein duales System
vorschlug, das den Vertragsparteien die Wahl zwischen Indexmodell und Kostenmiete
liess. Der Entwurf wurde kontrovers beurteilt: Die Mieterseite sprach sich für eine
Gesetzesrevision aus, lehnte das vorgesehene duale Modell jedoch mangels echter
Wahlmöglichkeit für die Mietenden ab. Ebenso verwarf sie das Instrument der
Vergleichsmiete als Missbrauchskriterium. Stattdessen forderte sie eine Verstärkung
des Kündigungsschutzes. Die Vermieter akzeptieren die Vorlage im Grundsatz,
verlangten aber einen Abbau der Schutzbestimmungen. Aufgrund der grundlegenden
Differenzen beschloss der Bundesrat, die Revisionsarbeiten auf Gesetzesstufe
vorderhand nicht weiter zu verfolgen, das geltende Modell der Kostenmiete aber per
Verordnung zu aktualisieren: So sollen die Preise nicht mehr an den Satz für variable
Hypotheken der jeweiligen Kantonalbank gekoppelt werden, sondern an einen
Durchschnittssatz. Dieser würde entweder als Durchschnitt der Zinssätze aller
Kantonalbanken und damit national einheitlich bestimmt oder aber als Durchschnitt
sämtlicher Hypothekarmodelle aller Banken, womit sich die Preisentwicklung etwas
verstetigte. Neu sollen die Vermieter Mehrkosten für energetische Gebäudesanierungen
wie Isolationen und neue Heizungssysteme (z.B. Erdwärme oder Sonnenkollektoren)
ganz oder teilweise auf die Mieter überwälzen können. Das geltende Recht schafft
energie- und umweltpolitisch falsche Anreize, da die Vermieter eine alte Ölheizung
wieder durch eine Ölheizung ersetzen, weil sie die Kosten eines anderen Heizsystems
nicht allein tragen wollen. Schliesslich will der Bundesrat die Abrechnung der
Nebenkosten enger fassen. Um zu verhindern, dass Mieter mit unrealistisch tiefen
Akontozahlungen geködert und Ende Jahr aufgrund der Nebenkostenabrechnung mit
übermässig hohen Nachforderungen konfrontiert würden, seien Nachforderungen
prozentual auf einen bestimmten Bruchteil der Akontozahlungen zu beschränken. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.09.2006
MAGDALENA BERNATH
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Ende September 2006 beschloss der Bundesrat, die geplante Mietrechtsrevision
aufgrund der äusserst kontroversen Vernehmlassungsantworten vorläufig nicht weiter
zu verfolgen. Anstelle einer Revision setzte er Ende November 2007 eine Änderung der
Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen in Kraft, welche
unter anderem vorsah, die Mietzinse an den durchschnittlichen Zinssatz für die
inländischen Hypothekarforderungen zu koppeln. Damit wurde die Abkehr von der
Abstützung der Mietzinse auf die Hypothekarzinssätze der jeweiligen Kantonalbanken
und die Einführung eines allgemein gültigen Referenzzinssatzes beschlossen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2007
MARLÈNE GERBER

1) BBl, 2005, S. 7030; Bund, 18.1.05; LT, 8.2.05; TA, 12.3. und 9.4.05; Presse vom 13.4., 7.7., 4.11. und 3.12.05; NZZ, 27.4. und
4.11.05.
2) SGT, 11.2.06; 24h, 28.3.06; Presse vom 1.4. und 30.9.06.
3) Medienmitteilung WBF vom 28.11.07
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